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Drucksache 612 


Antrag 

der Abgeordneten Müller-Hermann, Donhauser und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Wiederherstellung der Wirtschaftlichkeit der Deutschen Bundesbahn 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen in der Fassung vom 1. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) wird 
wie folgt geändert: 

In § 58 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Für die Angehörigen der Post und der 
unteren und Mittelbehörden der Arbeitsver- 
waltung sowie ihre Hinterbliebenen werden die 
Zahlungen von der Deutschen Bundespost und 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung aus eigenen Mitteln 
geleistet; Entsprechendes gilt für die Zahlungen 
an Angehörige sonstiger Reichsverwaltungen, 
deren Aufgaben von Dienststellen bundeseige- 
ner Verwaltungen übernommen worden sind. 
Im übrigen zahlen die Länder für Rechnung des 
Bundes. Zahlungen der Deutschen Bundesbahn 
für die Angehörigen der Bahn sowie ihre Hin- 
terbliebenen werden ebenfalls für Rechnung 
des Bundes geleistet.“ 

Artikel 2 

§ 10 Abs. 4 der Zweiten Durchführungsver- 
ordnung (Bankenverordnung) zum Dritten 
Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsgesetz) vom 27. Juni 1948 (Beilage 
Nr. 5 zum WiGBl. 1948 S. 24) wird insoweit 


aufgehoben, als er die gesetzgebenden Körper- 
schaften ermächtigt, die Deutsche Bundesbahn 
zur Übernahme eines angemessenen Teils der 
Ausgleichslast zu verpflichten. 

Artikel 3 

Das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) in der Fassung des 
§ 195 des Bundesbeamtengesetzes vom 14. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 551) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 8 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Vorstand besteht aus dem Vor- 
sitzer mit der Dienstbezeichnung „General- 
direktor“, seinem ständigen Stellvertreter 
und den Leitern der Abteilungen der Haupt- 
verwaltung, die die Dienstbezeidinung „Di- 
rektor“ führen. Die Vorstandsmitglieder 
müssen Deutsche sein. Sie dürfen dem Ver- 
waltungsrat nicht angehören. 

(2) Der Generaldirektor und sein ständi- 
ger Stellvertreter sollen hervorragende Ken- 
ner des Verkehrswesens und der Wirtsdiaft 
sein. 

(3) Der Generaldirektor wird vom Ver- 
waltungsrat, die übrigen Vorstandsmitglie- 
der werden vom Verwaltungsrat im Einver- 
nehmen mit dem Generaldirektor vorge- 
schlagen. Der Generaldirektor und sein stän- 
diger Stellvertreter werden auf Grund eines 
Beschlusses der Bundesregierung vom Bun- 
despräsidenten unter Berufung in das Beam- 
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tenverhältnis für die Dauer von drei Jahren 
ernannt. Wiederernennung ist zulässig. Die 
Rechtsverhältnisse des Generaldirektors und 
seines ständigen Stellvertreters regeln sich, 
soweit nicht in den Absätzen 4 bis 5 etwas 
anderes bestimmt ist, sinngemäß nach den 
Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes für 
die Beamten auf Lebenszeit. 

(4) Der Generaldirektor und sein ständi- 
ger Stellvertreter können jederzeit aus widi- 
tigem Grunde von ihrem Amt abberufen 
werden. Die Abberufung erfolgt auf Be- 
sdiluß der Bundesregierung durch den Bun- 
despräsidenten. Vor der Beschlußfassung ist 
dem Betroffenen und dem Verwaltungsrat 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Die Bundesregierung gibt dem Abberufenen 
ihre Gründe bekannt. Der Verwaltungsrat 
kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
bei der Bundesregierung aus wichtigem 
Grunde die Abberufung beantragen. Der 
Abberufene behält bis zum Ablauf der Amts- 
zeit, für die er ernannt war, die vollen 
Dienstbezüge, jedoch entfällt eine etwa ge- 
währte Dienstaufwandsentschädigung. Die 
Anwendung dienststrafrechtlicher Bestim- 
mungen bleibt unberührt. 

(5) Werden der Generaldirektor oder sein 
ständiger Stellvertreter nicht wiederernannt, 
treten sie mit Ablauf der Amtszeit in den 
einstweiligen Ruhestand. Haben sie in die- 
sem Zeitpunkt die Altersgrenze (§41 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes) erreicht, so tre- 
ten sie in den dauernden Ruhestand. § 106 
des Bundesbeamtengesetzes findet keine An- 
wendung. Eine Verpflichtung zur Annahme 
eines anderen Amtes (§ 39 des Bundesbeam- 
tengesetzes) besteht nicht. Hatten der Gene- 
raldirektor oder sein ständiger Stellvertreter 
vor ihrer Ernennung die Rechtsstellung eines 
Beamten auf Lebenszeit und sind sie in den 
einstweiligen Ruhestand getreten. Ist Ihnen 
auf Ihren während des einstweiligen Ruhe- 
standes gestellten Antrag ein ihrem früheren 
Amt nach Bedeutung und Inhalt gleichzu- 
wertendes freies Amt unter erneuter Beru- 
fung in das Beamtenverhältnis auf Lebens- 
zeit zu übertragen.“ 

2. § 9 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der 
Deutschen Bundesbahn unter der Aufsicht 
des Verwaltungsrates, an dessen Richtlinien 
und Beschlüsse er gebunden Ist. Er vertritt 
die Deutsche Bundesbahn gerichtlidi und 
außergerichtlich, soweit nicht die Verwal- 
tungsordnung etwas anderes bestimmt. 


(2) Die Vorstandsmitglieder haben die 
Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiters wahrzu- 
nehmen. Im Vorstand entscheidet bei Mei- 
nungsverschiedenheiten der Generaldirektor. 

(3) Die Geschäfte werden unter den Vor- 
standsmitgliedern durch eine Geschäftsord- 
nung verteilt, die der Genehmigung des Ver- 
waltungsrates bedarf. 

(4) Die Vorstandsmitglieder sind berech- 
tigt und auf Verlangen des Verwaltungs- 
rates verpflichtet, an den Sitzungen des Ver- 
waltungsrates und seiner Ausschüsse teilzu- 
nehmen. Sie können jederzeit das Wort er- 
greifen. 

(5) Der Vorstand legt dem Verwaltungs- 
rat und dem Bundesminister für Verkehr 
monatlich einen Geschäftsbericht vor. Er ist 
verpflichtet, dem Verwaltungsrat auf Ver- 
langen seines Präsidenten Auskunft über die 
wesentlichen Vorgänge in der Geschäftsfüh- 
rung der Deutschen Bundesbahn zu erteilen. 

(6) Die Vorstandsmitglieder sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Angelegenheiten der 
Deutschen Bundesbahn verpfliAtet. Sie dür- 
fen eine andere Erwerbstätigkeit oder eine 
Nebenbeschäftigung nur mit Zustimmung 
des Verwaltungsrates ausüben. 

(7) Der Vorstand stellt die Verwaltungs- 
orclnung der Deutschen Bundesbahn auf; sie 
wird vom Verwaltungsrat beschlossen und 
bedarf der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Verkehr.“ 

3. § 12 erhält folgende Fassung: 

„(1) Aufgabe des Verwaltungsrates ist es, 
die Geschäftsführung der Deutschen Bundes- 
bahn zu überwachen und über alle Fragen 
von allgemeiner Bedeutung sowie über wich- 
tige Einzelfragen zu beschließen. Der Ver- 
waltungsrat beschließt Insbesondere über: 

1. die Verwaltungsordnung der Deutschen 
Bundesbahn, 

2. den Wirtschaftsplan nebst Stellenplan und 
den Jahresabschluß, 

3. die Beteiligung an anderen Unternehmen 
und die Veräußerung einer solchen Beteili- 
gung nach näherer Bestimmung der Ver- 
waltungsordnung, 

4. die Aufnahme von Krediten und Anleihen 
und die Bestellung von Sicherheiten, so- 
weit für sie nach § 31 die Zustimmung der 
Bundesregierung oder des Bundesministers 
für Verkehr vorgesehen ist. 
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5. die Vorschläge für die Ernennung und die 
Abberufung von Vorstandsmitgliedern ge- 
mäß § 8, 

6. die Vorschläge zur Besetzung der leitenden 
Dienstposten der Hauptverwaltung der 
Deutsdien Bundesbahn sowie der Dienst- 
posten der Präsidenten der Bundesbahn- 
direktionen und der zentralen Ämter nach 
näherer Bestimmung der Verwaltungsord- 
nung im Einvernehmen mit dem Vorstand, 

7. grundsätzliche Fragen des Personalwesens, 
soweit die oberste Dienstbehörde zustän- 
dig ist, 

8. die für die Finanzlage der Deutschen Bun- 
desbahn wesentlichen Eisenbahn- und son- 
stigen Verkehrstarife. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt über 
alle Angelegenheiten, die der Genehmigung 
des Bundesministers für Verkehr bedürfen. 

(3) Der Verwaltungsrat vertritt die Deut- 
sche Bundesbahn gegenüber dem Vorstand. ‘‘ 

4. In § 14 ist Absatz 6 zu streichen. Die Absätze 
7 und 8 werden Absätze 6 und 7. 

5. In § 16 ist Absatz 2 zu streichen. Die Absätze 
3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

6. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Durchführung oder Unterlas- 
sung tariflicher oder anderer Maßnah- 
men darf der Deutschen Bundesbahn nur 
insoweit auferlegt werden, als sie für sie 
unter Berücksichtigung ihrer Pflichten 
gemäß Absatz 1 und § 4 zumutbar ist. 
Gegen Auflagen, die darüber hinaus- 
gehen, kann die Deutsche Bundes'bahn 
innerhalb von drei Wochen nach Eingang 
der Entscheidung des Bundesministers für 
Verkehr oder, sofern eine solche Entschei- 
dung nicht ergangen ist, binnen einer 
Frist von sechs Wochen, gerechnet von 
der Mitteilung des Antrags an den Bun- 
desminister für Verkehr, Einspruch erhe- 
ben. Über den Einspruch entscheidet die 
Bundesregierung. Der Einspruch hat auf- 
schiebende Wirkung.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wenn die Bundesregierung den 
Einspruch zurückweist oder binnen einer 


Frist von sechs Wochen nicht beschleden 
hat, kann die Deutsche Bundesbahn ein 
besonderes Gericht (Bundesbahngericht) 
anrufen, das endgültig entscheidet. 
Würde die Durchführung oder Unterlas- 
sung einer tariflichen oder anderen 
Maßnahme eine Mehrbelastung der 
Deutschen Bundesbahn zur Folge haben, 
kann das Bundes^bahngericht die Durch- 
führung oder Unterlassung der Auflage 
auch davon abhängig machen, daß die 
Mehrbelastung auf den Bundeshaushalt 
übernommen wird.“ 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Soweit Maßnahmen auf Grund 
dieses Gesetzes von der Bundesregierung 
beschlossen werden oder ihrer Zustim- 
mung bedürfen, ist Absatz 2 Satz 1 ent- 
spreAend anzuwenden.“ 

d) Die Absätze 5 und 6 sind zu streichen. 

7. Nach § 28 ist folgender § 28 a einzufügen: 

4 28 a 

Zusammensetzung des Bundesbahngerichts 

Das Bundesbahngericht wird beim Bun- 
desverwaltungsgericht gebildet. Es besteht 
aus den fünf Richtern eines vom Präsidium 
des Bundesverwaltungsgerichts gemäß § 5 
des Gesetzes über das Bundesverwaltungsge- 
richt vom 23. September 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S, 625) bestimmten Senats. Hinzu 
treten zwei weitere Beisitzer, von denen der 
eine auf Vorschlag des Bundesministers für 
Verkehr, der andere auf Vorschlag der Deut- 
schen Bundesbahn auf die Dauer von drei 
Jahren vom Präsidenten des Bundesverwal- 
tungsgerichts ernannt wird. Die näheren Be- 
stimmungen über das Verfahren trifft der 
Bundesminister für Verkehr im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Justiz durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates.“ 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des 
Artikels 3 Nr. 1 und Nr. 2 Abs. 2 und 3 am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 3 Nr. 1 und Nr. 2 Abs. 2 und 3 
treten am 1. Juni 1957 in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die Deutsche Bundesbahn ist nach § 4 Abs. 1 des Bundesbahnge- 
setzes unter Wahrung der Interessen der deutschen Volkswirtschaft 
nach kaufmännischen Grundsätzen zu verwalten, § 28 Abs, 1 ver- 
pflichtet sie in Übereinstimmung damit zur Herstellung eires aus- 
geglichenen Haushaltes; die Bundesbahn hat ihre Wirtschaft so zu 
führen, daß sie die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Ve^jflichtun- 
gen notwendigen Aufwendungen selbst bestreiten kann. 

Dieser Verpflichtung vermag die Bundesbahn nicht nachzukommen. 

Das Wirtschaftsjahr 1953 schloß mit einem Fehlbetrag von 600 Mio 
DM ab; für das Jahr 1954 wird mit einem Defizit von annähernd 
800 Mio DM gerechnet. Ursache dieser Entwicklung ist vor allem 
die fortlaufende Erhöhung der Ausgaben der Bundesbahn durch exo- 
gene Gesetze und Verwaltungsmaßnahmen. 

Die Unterstellung der Bundesbahn unter die volle parlamentarische 
Kontrolle, bei der Aufsicht und Leitung in der Hand eines poli- 
tisch verantwortlichen Bundesministers liegen, wäre nicht der ge- 
eignete Weg, die Wirtschaftlichkeit der Bundeseisenbahnen wieder 
herzustellen. Er würde auch dem Willen des Gesetzgebers, wie er 
in den §§ 4 Abs, 1 und 28 Abs, 1 des Bundesbahngesetzes seinen 
Ausdruck gefunden hat, widersprechen. Für ein staatliches Großun- 
ternehmen, das nach seinem Aufgabenbereich nicht Hoheits-, son- 
dern Betriebsverwaltung ist, hat sich die Form der bürokratischen 
Staatsverwaltung und insbesondere seine Einbeziehung in die not- 
wendigerweise Star -en Regeln des allgemeinen Haushalts als un- 
zweckmäßig erwiesen. Diese Auffassung hat sich in Deutschland 
schon vor der Eingliederung der Reichsbahn in die Reparationszah- 
lungen durchgesetzt und im In- und Ausland bewährt. Das reine 
Staatsbahnsystem ohne Autonomie besteht nur noch in wenigen Ländern 

Das Bundesbahngesetz leidet in seiner geltenden Fassung an dem 
Mangel, daß es den Organen der Bundesbahn die volle Verantwor- 
tung für die Pinanzgebarung auf bürdet, ohne ihnen auf der ande- 
ren Seite einen echten Anspruch auf ßchadloshaltung für solche 
Mehrbelastungen zu geben, die von hoher Hand erteilte Auflagen 
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zur Folge haben. Diese Hegelung, die den Grundsätzen der Wirt- 
schaftlichkeit und kaufmännischer Erfolgsrechnung widerspricht, 
flihT t auf die Dauer nicht nur zu politischen Sparnua£,or\, sondern 
macht die Bundesbahn aus Gründen, die sachlich durch nichts ge- 
rechtfertigt sind, zum Kostgänger des Bundes. Das kann bei der 
allgemeinen Baushaltslage, die noch auf Jahre hinaus äußerst an- 
gespannt sein wird, nicht verantwortet werden. Der Staat und die 
Allgemeinheit haben gleichermaßen ein hohes Interesse daran, daß 
das Vermögen und die Wirtschaftsunternehmungen des Bundes nach 
den besten Grundsätzen des wirtschaftlichen Erfolgs verwaltet und 
geführt werden. Voraussetzung hierfür ist einmal die Errichtung 
einer Betriebsorganisation, die ausreichenden Raum schafft für 
persönliche Initiative und Verantwortung. Sie muß ergänzt werden 
durch Bestimmungen über die Wirtschaftsführung, die die volle Ver- 
gütung für für den Bund erbrachte Leistungen vorsehen. 

Soweit der Bundesbahn erteilte Auflagen in anderen Gesetzen ent- 
halten sind, bedarf es einer Änderung dieser Gesetze dahingehend, 
daß die Mittel nicht mehr vom Bundeseisenbahnvermögen, sondern 
vom übrigen Bund es vermögen zu tragen sind. Maßnahmen im Rahmen der 
Aufsicht auf Grund des Bundesbahngesetzes müssen einer Nachprüfung 
unterzogen werden können in der Richtung, ob sie für die Bundes- 
bahn unter Berücksichtigung der ihr durch das Bundesbahngesetz auf- 
erlegten Verpflichtungen zumutbar sind. 


Besonderer Teil 

2a Artikel 1 

Die Versorgungslasten für heimatvertriebene ehemalige Eisenbahnbe- 
dienstete sowie die -Obergangsbezüge für die unter Art. 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen, deren Leistung der Bundesbahn 
auferlegt worden ist, sind politische Lasten. Sie stehen mit dem 
eigentlichen Betriebszweck der Bundesbahh in keinem Zusammenhang 
und gefährden die Erfüllung der ihr in § 28 Abs. 1 des Bundesbahn- 
gesetzes auf erlegten Verpflichtung zur Herstellung eines ausge- 
glichenen Haushalts. Sie sind deshalb auf den Bundeshaushalt zu 
übernehmen. 
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2ü Artikel 2 

Auf G-rund der ’ Währungsgesetze ist der Bank deutscher Länder eine 
Ausgleichsforderung gegen die öffentliche Hand in Hoho, von rund 
4.919 Mio DM zugeteilt worden* Die Währungsgesetze ermächtigen 
die gesetzgebenden Körperschaf ten u.a. , die Bahn zur Übernahme 
eines angemessenen Anteiles an dieser Ausgleichslast zu verpflich- 
ten. Durch die Haushaltsgesetze ist von dieser Ermächtigung regel- 
mäßig Gebrauch gemacht worden. Der Bundesbahn wurde ein Teil der 
Zinsen für die Ausgleichslast aufgebürdet, die jährlich 32,8 Mio DM 
auamacht. Auch das ist eine bahnfremde Belastung, Da Schuldner der 
Ausgleichsforderung der Bund ist, verstößt nach Inkrafttreten des 
Bundesbahngesetzes die Belastung der Bundesbahn gegen § 3 Abs* 2 
des Bundesbahngesetzes, da das Bundeseisenbahnvermögen nicht für 
Verbindlichkeiten des Bundes haftet. Die in § 10. Abs, 4 der 2, 

Durchführungsverordnung zum Gesetz Nr, 63 enthaltene Ermächtigung 
der gesetzgebenden iförper schäften ist daher insoweit aufzuheben, 

als hierdurch die Bundesbahn zur Übernahme eineg Anteiles an der 

Ausgleichslast verpflichtet werden kann. 

Zu Artikel 3 

L, Rechtsstellung des Vorstandes (§8) 

Es erseneint zweckmäßig, d ie Geschäftsführung der Bundesbahn 
wieder einem Vorstand zu übertragen, der nach dem Präsidialst* 
Stern arbeitet. Die Erwartung, daß Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den vier Vorstandsmitgliedern unter Beobachtung den 
Kollegialprinzips kurzfristig zum Ausgleich kommen und somi t 
gewährleistet . ist, daß Entscheidungen schnell getroffen werden 
können, hat sich nicht erfüllt. Demgegenüber hat sich das Pra 
sidialsystem viele Jahre hindurch bewährt; die frühere Reichs- 
bahn hat bei dieser Regelung auch in kritischen Zeiten güte 
Erfolge erzielt. Die Einbeziehung der Abteilungsleiter der 
Hauptverwaltung in den Vorstand stellt darüber hinaus sicher, 
daß die Gesichtspunkte' aller JPachabteilungen uneingeschränkt 
zur Geltung gebracht werden können, was bei der Vielzahl ver- 
schiedenartigster Aufgaben bei einer nur vierköpfigen Verwal 
tungsspitze praktisch nur schwer möglich ist. 
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Die Wiedereinführung des Präsidialsystems und die damit notwendi- 
ge Umgestaltung des Vorstands der Bundesbahn soll jedoch erst vor- 
genommen werden, wenn die Amtszeit des derzeitigen Vorstandes abge- 
laufen ist (vgl. Art. 4 des Entwurfs). 

2. Zuständigkeit des Verwaltungsrats (§12) 

Nach § 9 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbahngesetzes ist der Vorstand an 
die Beschlüsse des Verwaltungsrates gebunden. Das Gesetz räumt dem 
Verwaltungsrat jedoch nicht die Befugnis ein zu überwachen, ob die 
Geschäfte gemäß diesen Beschlüssen geführt werden. Darüber hinaus 
ist die Zuständigkeit des Verwaltungsrates eingeschränkt» über die 
in § 12 Abs. 1 aufgestellten Einzelaufgaben hinaus kann der Ver- 
waltungsrat eine bestimmte Frage von allgemeiner Bedeutung überhaupt 
nur durch qualifizierten Mehrheitsbeschluß an sich ziehen, so daß 
die Gefahr besteht, daß Angelegenheiten, die der Genehmigung des 
Bundesministers für Verkehr bedürfen, nicht vor den Verwaltungsrat 
gelangen. Das gilt z.B. von der Mitwirkung bei der Gründung und beim 
Erwerb anderer Unternehmungen und bei Verfügung über Gegenstände des 
Anlagekapitals und des Umlauf svermögens. Die Mitwirkung bei Tarif- 
vereinbarungen über Löhne und Gehälter der Verwaltungsangehörigen 
und beim Abschluß von Betriebsvereinbarungen mit den Gewerkschaften 
gehört heute ebenfalls nicht kraft Gesetzes zum Wirkungskreis des 
Verwaltungsrates. 

Diese Regelung steht im Widerspruch zu der Grundkonzeption des Ge- 
setzes, das die Bundesbahn als selbständigen Wirtschaftskörper be- 
handelt. Die Bundesbahn muß daher ein Organ haben, das im Innenver- 
hältnis letzte Instanz in allen das Unternehmen betreffenden Ange- 
legenheiten ist, und das gegenüber der allgemeinen Staatsverwal- 
tung die selbständige Stellung der Bundesbahn repräsentiert. Die 
Änderungen des § 12 dienen der Verwirklichung dieser Notwendig- 
keit« Sie lehnen sich an die bewährten Vorbilder der Reichsbahn- 
gesetze von 1924 und 1950 an und wurden seinerzeit auch schon vom 
Bundesrat vorgeschlagen (vgl, Bundesratsdrucksache Nr, 666/50 vom 
21. August 1950 ). 

Die Streichung der Nr, 9 bis 11 in § 12 Abs, 1 ergibt sich daraus, 
daß die Behandlung der dort erwähnten Angelegenheiten nunmehr 
schon im Hinblick auf die Neufassung des Abs, 2 zur Zuständigkeit 
des Verwaltungsrates gehört. 
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§ 14 Abs* 6 wird durch die Neufassung von § 28 Abs, 2 und Abs. 3 
gegenstandslos. 

3. Tarife (§ 16) 

§ 16 Abs. 2 ist durch die Neufassung von § 28 Abs, 2 und Abs. 3 
überholt, 

4. Bundesbahngericht (§§ 28, 28 a) 

Die tragenden Gesichtspunkte für die Änderung des § 28 Abs, 2 
und 3 ergeben sich aus dem allgemeinen Teil der Begründung, Der 
Bundesbahn muß ein Einspruchsrecht nicht nur für solche Eälle 
gewährt werden, in denen tarifliche Maßnahmen nachteilige Auswir- 
kungen haben. Mindestens ebenso schwerwiegend können Auflagen 
rechtlicher, verwaltungsorganisatorischer, technischer und^er- 
soneller Art sein, so daß das Verfahren nach § 28 Abs. 2 auch 
auf die Auflage der Durchführung oder Unterlassung solcher Maß- 
nahmen ausgedehnt werden muß. Insbesondere die Nichterteilung 
von Genehmigungen durch den Bundesminister für Verkehr oder die 
Bundesregierung muß in jedem Pall einer Nachprüfung unterzogen 
werden können. 

Das Verfahren selbst bedarf einer Umgestaltung in der Richtung, 
daß die Bundesbahn Auflagen, die Mehrbelastungen verursachen, 
nur durchzuführen braucht, wenn ihr diese Mehrbelastungen ersetzt 
werden. Diese Aufgabe wird zweckmäßigerweise einem besonderen Ge- 
richt übertragen. Das Problem der autonomen Verfassung einer 
Staatsbahn ist so schwierig, daß die richtige Linie - Inder Mit- 
te zwischen einem extremen Eigenleben des Unternehmens und einer 
Ankettung an politische Einflüsse - nur nach und nach aus Erfah- 
. rung und Vertiefung von Einzelfragen gefunden werden kann. Der 
natürliche Weg dazu liegt in der Einschaltung eines Gerichts, 
das als sachverständige Stelle nach und nach durch Entscheidung 
einzelner Streitfragen die Richtlinie für jene mittlere Linie 
auf zeigen kann und soll. Die Einschaltung eines Gerichts war aus 
diesen Gründen in den Reichsbahngesetzen von 1924 und 1930 veran- 
kert und hat sich als nützlich erwiesen. Das damalige Reichsbahn- 
gericht wurde nur in wenigen Fällen angerufen. Seine Entschei- 
dungen brachten aber in verschiedener Hinsicht eine sehr erv/ünsch- 
te Klärung der Rechtslage und trugen damit zugleich zur Beseiti- 
gung politischer Spannungen bei. Die Parteien sollen in ihm auch 
weniger den Prozeßrichter und mehr den Schiedsrichter erblicken, 
den man in gegenseitigem Einvernehunen und Vertrauen anruft. Die- 
sem Zweck dienen auch die Bestimmungen, die die Hinzuziehung von 
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sachverständigen Beisitzern auf Vorschlag der Parteien vorsehen 


Die Staatsgewalt hat sich im neuen Verfassungsleben überall daran 
gewöhnt, in den verschiedensten möglichen Streitigkeiten, an denen 
der Bund oder die Länder selbst beteiligt sind, sowie bei Maßnah- 
men der Verwaltungsbehörden, unabhängige Gerichte entscheiden zu 
lassen. Es ist nicht einzusehen, warum der Bund sich nicht auch 
in Fragen der Verkehrsverwaltung einem Richterspruch sollte unter- 
werfen können. Dieses Verfahren wird auch in anderen Ländern seit 
langem geübt. 

Der Entscheidung von Streitfällen zwischen Bund und Bundesbahn 
durch ein Gericht steht die Tatsache, daß die Bundesbahn keine 
volle rechtliche Selbständigkeit besitzt, sonderrjiiediglioh ein 
Sondervermögen des Bundes mit eigener Wirtschafts- und Rechnungs- 
führung ist, nicht entgegen. Auch Offene Handelsgesellschaften 
(§§ 105 ff« des Handelsgesetzbuches) sind nicht juristische Per- 
sonen; dennoch ergibt sich aus der Selbständigkeit des Gesell- 
schaf tsvermögens, die in § 124 des Handelsgesetzbuchs niedergelegt 
ist und mit den §§ 2 Abs. 1 und 5 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes 
verglichen werden kann, daß die Gesellschaft und ofer einzelne Ge- 
sellschafter auch Prozeßgegner sein können. Rechtliche Bedenken 
gegen die Einschaltung eines Gerichts sind daher nicht gegeben. 



